Deutscher Bundestag Drucksache 13/9767 

13. Wahlperiode 

04 . 02 . 98 


Änderungsantrag 

der Abgeordneten Halo Saibold, Gila Altmann (Aurich), Christian Sterzing 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung und dem Bericht des Ausschusses für 
Fremdenverkehr und Tourismus (21. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung über ein Unionsdokument gemäß § 93 Abs. 2 GO-BT 
- Drucksachen 13/8894 Nr. 2.2, 13/9322 - 


Geänderter Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein erstes 
Mehrjahresprogramm zur Förderung des europäischen Tourismus 
„PHILOXENIA“ (1997-2000) 

Ratsdok. 10810/97 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Beschlußempfehlung erhält folgende Fassung: 

„Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
geänderten Vorschlag für einen Beschluß des Rates über ein erstes 
Mehrjahresprogramm zur Förderung des europäischen Tourismus 
„PHILOXENIA" (1997 - 2000) Ratsdok. 10810/97 anzunehmen. 
Der Deutsche Bundestag bedauert, daß „PHILOXENIA" bei der 
Ministerratstagung am 26. November 1997 aufgrund des Wider- 
standes Deutschlands und Großbritanniens zunächst nicht zu- 
stande gekommen ist. Die Bundesregierung soll sich bei den näch- 
sten Ratstagungen der Fremdenverkehrsminister der EU dafür 
einsetzen, daß „PHILOXENIA" unter besonderer Berücksichti- 
gung des Ziels einer umweit- und sozialverträglichen Tourismus- 
entwicklung angenommen und umgesetzt wird. 


Bonn, den 4. Februar 1998 

Halo Saibold 

Gila Altmann (Aurich) 

Christian Sterzing 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 


1. Inhalte des ,,PHILOXENIA" -Vorschlags 

Die EU- Aktivitäten in der Tourismuspolitik bedürfen dringend 
einer Aufwertung, besseren Koordinierung und stärkeren Berück- 
sichtigung des Ziels einer umweit- und sozialverträglichen Tou- 
rismusentwicklung. Vor dem Hintergrund der steigenden Bedeu- 
tung grenzüberschreitender Reisen und deren Auswirkungen sind 
gemeinsame Maßnahmen auch unter Berücksichtigung des Sub- 
sidiarität sprinzips erforderlich. 

„PHILOXENIA'' bietet die Chance, eine bessere Koordinierung 
der EU-Aktivitäten im Tourismusbereich zu gewährleisten, da in 
dem geänderten Vorschlag eine „rechtliche und finanzielle Auf- 
sichtsstelle zur Bewertung der den Tourismus betreffenden Ge- 
meinschaftsmaßnahmen und zur Entwicklung integrierter Aktio- 
nen" (Maßnahme B.1.1) eingerichtet werden soll. Diese 
Aufsichtsstelle soll dafür sorgen, daß die erheblichen Finanzmit- 
tel, die von der EU im Rahmen der Strukturfonds für den Touris- 
mus ausgegeben werden, auf kohärente und zukunftsverträgliche 
Weise eingesetzt werden. Die vorhandene Ausstattung der DG 
XXIII ist dafür nicht ausreichend. 

Im Rahmen der Maßnahme B.2,1 soll durch „Konsultationen mit 
den Beteiligten und Entwicklung konzertierter Aktionen" vorran- 
gig das Ziel einer umweit- und sozialverträglichen Tourismusent- 
wicklung erreicht werden. Beispielsweise soll ein gemeinsames 
europäisches Gütesiegel für zukunftsverträglichen Tourismus ent- 
wickelt und zur Anwendung gebracht werden. Außerdem sollen 
die vom Massentourismus betroffenen Gebiete umweltverträglich 
umgestaltet werden. Auch im Verkehrsbereich sollen die europäi- 
schen Rahmenbedingungen für eine Stärkung von Bahn, Bus, 
Fahrrad und Schiff im Urlaubsverkehr verbessert werden. 
„PHILOXENIA" kann aufgrund des geplanten geringen Finanz- 
mitteleinsatzes diese Änderungen zwar nicht selbst herbeiführen, 
aber durch Beratungs- und Koordinierungsleistungen die not- 
wendigen Anstöße dazu aus tourismuspolitischer Sicht geben. 

Es ist unbestritten, daß das Ziel A „Verbesserung der Kenntnisse 
im Bereich des Tourismus " ebenfalls einer verstärkten Behandlung 
in der EU bedarf. 


2. Die Rolle der Bundesregierung bei den Verhandlungen zu 
„PHILOXENIA" 

Nachdem bereits der ursprüngliche Entwurf von „PHILOXENIA" 
am Widerstand der Bundesregierung gescheitert ist, hat die lu- 
xemburgische Ratspräsidentschaft 1997 einen neuen Kompro- 
mißvorschlag vorgelegt, in dem die Einwände einiger Mitglied- 
staaten über einen zu breiten Aufgabenumfang aufgenommen 
wurden. Auch die Bundesregierung hätte im Rahmen der Ratsta- 
gungen die Möglichkeit gehabt, Kompromißvorschläge zu ma- 
chen, die für sie akzeptabel gewesen wären. Dies wurde jedoch 
versäumt. Vor diesem Hintergrund ist die Ablehnung des geän- 
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derten „PHILOXENIA"' -Vorschlags durch die Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.R als Blockade gegenüber jeglicher Form von 
EU-Tourismuspolitik anzusehen. In dem von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.R im Ausschuß für Fremdenverkehr und Tou- 
rismus vorgelegten Antrag zu „PHILOXENIA'' (Drucksache 
13/9322) wird eine Reihe von tourismusrelevanten Aufgaben auf- 
gelistet, die von der EU zu erfüllen sei. Gleichzeitig wird der EU- 
Kommission durch Ablehnung von „PHILOXENIA" aber die Ar- 
beitsgrundlage entzogen, um diese Aufgaben zu erfüllen. Dieser 
Widerspruch ist nicht nachvollziehbar und soll mit dem hier vor- 
gelegten Änderungsantrag korrigiert werden. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hatte sich zunächst eben- 
falls gegen „PHILOXENIA'' ausgesprochen, dann aber auf Drän- 
gen des Bundesverbandes der deutschen Tourismuswirtschaft im 
Oktober 1997 eine positive schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus zu dem geän- 
derten Vorschlag abgegeben. Vor diesem Hintergrund ist es noch 
unverständlicher, daß „PHILOXENIA" schließlich aufgrund eines 
negativen Votums des Bundesministeriums der Finanzen abge- 
lehnt wurde. 
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